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Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB / Charlottenstraße 57 / 10117 Berlin 

Berlin, den 10.05.2024 

Öffentliche Fassung 

Genehmigung der Entgelte für bauliche Anlagen 

Stellungnahme zum Konsultationsentwurf 

BK3c-23/079 

Sehr geehrter Frau Dreger, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

gerne nehmen wir namens und im Auftrag der Antragstellerin im 

Rahmen der nationalen Konsultation zu dem Entwurf einer Entgelt-

genehmigung Stellung. 

Wir begrüßen es, dass die Beschlusskammer anerkennt, dass sich 

niedrige Überlassungsentgelte in erheblichem Maß auf die laufende 

und künftige Investitionsbereitschaft der Antragstellerin auswirken 

und direkt die Ziele sowohl des EKEK als auch den § 38 Abs. 5 

Nr. 3 TKG, Investitionsanreize des marktstarken Unternehmens in 

den FTTH-Ausbau durch Regulierungsmaßnahmen nicht zu torpe-

dieren, betreffen (Konsultationsentwurf S. 43, unten). In Ergänzung 

zu den Ausführungen der Beschlusskammer verweisen wir auf un-

sere Ausführungen unter I. im Schriftsatz vom 15.12.2023. 

Leider reicht die Erkenntnis der Beschlusskammer nur im Wesentli-

chen bis zu der grundsätzlichen Entscheidung, die Auswirkungen 

auf den Geschäftsplan zu berücksichtigen. Bei der Umsetzung, 
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insbesondere bei der Wahl der Parameter für die Kosten der effizienten Leistungsbereit-

stellung und bei der Umsetzung der Berücksichtigung der Auswirkungen auf den Ge-

schäftsplan, folgt die Beschlusskammer der Linie, die Parameter so zu setzen, dass mög-

lichst niedrige Entgelte erzielt werden. Dazu im Einzelnen: 

I. Anwendung der Auswirkungen auf den Geschäftsplan auf das ganze Netz 

Wir halten daran fest, dass die Auswirkungen auf den Geschäftsplan bei dem ge-

samten Netz zu berücksichtigen sind. Auswirkungen auf den Geschäftsplan entste-

hen eben gerade auch dann, wenn HK-Elemente angemietet werden, um damit 

FTTH-Anschlüsse zu bauen. Uns überzeugt das Argument der Beschlusskammer 

nicht, dass an dieser Stelle das Anbieterinteresse gering wiegen soll. Die Beschluss-

kammer verkennt, dass aus dem Umstand, dass die Auswirkungen im HK-Bereich 

geringer sind, keine Relativierung des Interesses der Antragstellerin erfolgt. Im Üb-

rigen verweisen wir auf Punkt II. 2. unseres Schreibens vom 15.12.2023. 

II. Unterschätzung des Invests durch Anwendung des WIK-Modells 

Die Anwendung des WIK-Modells führt zu einer massiven Unterschätzung des In-

vests und damit zu niedrigen Überlassungsentgelten. 

1. Keine Modellierung aufgrund von Effizienzannahmen im analytischen 

Kostenmodell 

Eine Modellierung des Netzes der Antragstellerin aufgrund von modellhaften 

Effizienzannahmen ist nicht zielführend und auch rechtlich nicht zulässig. Für 

eine solche Vorgehensweise fehlt es zunächst an jeder Rechtfertigung. Die 

Effizienzkontrolle sollte nach der Marktöffnung sicherstellen, dass das Niveau 

der Vorleistungsentgelte nicht durch Ineffizienzen eines bisher durch ein 

rechtliches Monopol geschütztes Unternehmen verteuert werden. Daher 

wurden in der Vergangenheit die Entgelte für die Kupfer-TAL auf der Basis 

einer solchen Modellierung ermittelt. Die Basis für diese Effizienzkorrektur liegt 

heute aber für den Zugang zu baulichen Anlagen nicht mehr vor. 

Dies gilt ganz offensichtlich für die neu verlegten SNR-Verbünde, bei denen 

die Antragstellerin sich im Wettbewerb zu anderen ausbauenden 

Unternehmen befindet. Hier kann sich die Antragstellerin keine Ineffizienzen 

leisten. Insbesondere kann eine Beratungsgesellschaft ohne eigene 

Ausbauerfahrung und mit einem eher grobschlächtigen Modell hier keine 

verläßlichen Daten für eine Netzmodellierung liefern. 

Auch bezüglich der ursprünglich für das Kupfernetz gebauten Anlagen 

verbietet sich eine Modellierung, wie sie für die TAL durchgeführt wurde. Das 
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Produkt Zugang zu baulichen Anlagen setzt nämlich gerade das 

Vorhandensein von Ineffizienzen, also von Überkapazitäten, voraus. 

Bei einer Modellierung eines heute aufzubauenden effizienten Netzes mit den 

baulichen Anlagen, die für ein Glasfasernetz erforderlich sind, würden nur in 

sehr geringem Umfang Kapazitäten für die Mitnutzung zur Verfügung stehen. 

Diese Kapazitäten ergäben sich allein daraus, dass bauliche Anlagen nicht 

stufenlos skalierbar sind. Tatsächlich wird eine Mitnutzung im Bestandsnetz 

nur dadurch ermöglicht, dass in der Vergangenheit einerseits nach den 

Bedürfnissen eines Kupfernetzes gebaut und andererseits eine mit Blick auf 

zukünftige Entwicklungen großzügigere Dimensionierung vorgenommen 

wurde. Diese Basis für den Zugang zu baulichen Anlagen würde verkannt, 

wenn man ein idealisiert effizientes Netz für den heutigen Bedarf der Telekom 

modellieren würde. 

Hinzu kommt, dass im Rahmen des Zugangs zu baulichen Anlagen physisch 

vorhandene Strecken basierend auf der tatsächlichen Trassenführung im Ist-

Netz der Telekom angeboten und längenabhängig bepreist werden. Es gibt 

hier also schon rein sachlogisch keinen Raum für eine optimierte 

Trassenführung, denn durch eine vom Ist-Netz der Telekom abweichende 

Trassenführung sind die nachgefragten Strecken teilweise im WIK-Modell gar 

nicht vorhanden und fließen daher nicht in die Ermittlung der Kosten bzw. 

Entgelte ein. Es kommt zu einem Auseinanderlaufen zwischen der 

modellierten und der nachgefragten Leistung. Letztendlich wird durch die 

Anwendung des WIK-Modells eine andere Leistung kalkuliert als im Rahmen 

des Zugangs zu baulichen Anlagen angeboten wird – nämlich ein fiktives 

Leerrohr, das durch einen optimalen Trassenverlauf zwei Punkte (z. B. HVt-

Standort und NVt) verbindet, und nicht das für den konkreten Bedarf des 

Nachfragers geeignete und in der realen Welt existente Leerrohr. 

In dem analytischen Netzmodell gibt es de facto kaum vermarktbare 

Kapazitäten, getrieben von einer unrealistischen Modellannahme, der soge-

nannten Kapazitätsbündelung, was einer Vollausauslastung der Rohranlagen 

des Netzes entspricht. Dies führt zu einer Entgelthöhe, die keinerlei Investiti-

onsanreize bietet, da diese Modellannahme auf das bereits zu historischen 

Kosten bewertete Ist-Netz der Telekom angewendet wird und damit das Risiko 

des investierenden Unternehmens erheblich steigert, ein falsches Marktsignal 

sendet und zu Verlusten des regulierten Unternehmens führt. Die Rosinenpi-

cker würden durch punktuelle Anmietung ohne Risiko einen FTTH-Ausbau be-

treiben können, was zu einer Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten der 

ausbauenden Unternehmen führt.  
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2. Insbesondere Unterschätzung des Invests durch realitätsferne Modellie-

rung eines Point-to-Point-Netzes 

Neben den grundsätzlichen Gesichtspunkten, die gegen eine Entgeltfestset-

zung für die Nutzung der real vorhandenen Kapazitäten im Netz aufgrund ei-

ner theoretischen Modellierung sprechen, führt die konkrete Modellierung 

durch das WIK zu völlig unplausiblen Ansätzen, die sich nicht mit Effizienz-

überlegungen erklären lassen. 

Insbesondere für den Hauptkabelbereich sind die Ergebnisse des WIK-Mo-

dells für die einzelnen Rohrtypen unplausibel und nicht nachvollziehbar. Das 

zeigt sich besonders an dem für die Höhe des Ergebnisses besonders rele-

vanten Wert für die belegten Viertelrohrmeter. Je höher dieser Wert ausfällt, 

desto niedriger ist der Stückinvest je Viertelrohrmeter. Für das Hauptkabel 

weist das WIK-Modell einen Wert von 2,4 Mrd. belegten Viertelrohrmetern aus, 

verteilt also die Kosten auf eine extrem hohe Menge an Rohrmetern mit dem 

Ergebnis sehr geringer Stückkosten. Selbst in dem durch das WIK modellier-

ten Punkt-zu-Punkt-FTTH-Netz mit hohen Faserbedarfen im Hauptkabelbe-

reich ist völlig unklar, woher ein derartig hoher Bedarf an Rohrkapazitäten 

kommen soll. Dies gilt erst recht für den effizienten Ausbau eines Punkt-zu-

Mehrpunkt-Netzes, wie er von praktisch allen Marktteilnehmern angewandt 

wird. 

3. Weitere Punkte 

a) Fehlende Berücksichtigung des Reststreifens bei der Ermittlung des In-

vests 

Die Ablehnung der Kostenposition Reststreifen durch die BNetzA beruht of-

fensichtlich auf einem fehlerhaften Verständnis des Sachverhalts. 

Im Konsultationsentwurf führt die Beschlusskammer aus, dass die erstmalig 

ausgewiesenen OZ-Positionen zur Abbildung des Reststreifens nicht schlüs-

sig seien, da der auf Basis der Angaben der Telekom errechnete Anteil des 

Reststreifens an der Gesamtfläche der aufgebrochenen Oberfläche von mehr 

als XX % unplausibel sei. Der von uns errechnete Anteil i. H. v. XX % bedeutet 

nicht, dass XX % der gesamten im Jahr 2022 aufgebrochenen Oberfläche für 

den Reststreifen angefallen sind, sondern vielmehr lediglich, dass XX % der 

aufgebrochenen Oberfläche, die mittels OZ-Einzelpositionen abgerechnet 

wurde, auf den Reststreifen entfallen. Da im Jahr 2022 lediglich ca. X % der 

errichteten Gräben mittels OZ-Einzelpositionen abgerechnet wurden und dar-

über hinaus die OZ-Einzelpositionen für das Aufbrechen von Oberflächen 
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nicht nur bei der Errichtung von Gräben anfallen, sondern sowohl bei der Ab-

rechnung des Reststreifens von Gräben, die mittels OZ-Einzelpositionen ab-

gerechnet wurden, als auch für Gräben, die mittels OZ-Verbundpositionen er-

richtet wurden, zur Anwendung kommen, ist plausibel, dass der Großteil bzw. 

XX % der Abrufmenge der OZ-Einzelpositionen für das Aufbrechen der Ober-

flächen auf den Reststreifen entfällt. Aufgrund dessen ist der Reststreifen an-

zuerkennen. 

b) Unzutreffende Heranziehung von OZ-Einzelpositionen 

Bei der Berechnung der Tiefbaupreise hat die Beschlusskammer weitgehend 

an ihrer bisherigen Berechnungsweise festgehalten und greift weiterhin auf die 

OZ-Einzelpositionen zurück. An dieser Stelle wollen wir noch einmal darauf 

hinweisen, dass diese Vorgehensweise keineswegs der gängigen Abrech-

nungspraxis mit den Tiefbaufirmen entspricht, bei der hauptsächlich Verbund-

positionen in Rechnung gestellt werden. Allein im Jahr 2023 wurden über 

XX % der Bauvorhaben für die Errichtung von Gräben über Verbundpositionen 

abgerechnet. Aus unserer Sicht kann das Tiefbaupreisniveau nur dann der 

Realität entsprechen, wenn die Tiefbaupreisberechnungen auf Verbundpositi-

onen basieren. Denn nur dann ist sichergestellt, dass das tatsächlich am Tief-

baumarkt vorherrschende Preisniveau adäquat in den Tiefbaupreisen abgebil-

det wird, da der Großteil der neu abgeschlossenen Verträge mit den Tiefbau-

firmen ausschließlich auf Verbundpositionen aufsetzt und somit die Grundge-

samtheit der Verträge mit OZ-Einzelpositionen weiter sinken wird. 

In der WIK-Kostenstudie auf Seite 29 stellt das WIK selbst fest, dass sich die 

Tiefbaupreisangaben der Telekom, im Vergleich zu den im Rahmen der WIK-

Marktabfrage eingeholten Daten von Wettbewerbern, als die günstigsten dar-

stellen. Vor diesem Hintergrund ist die Kürzung durch Anwendung der Einzel-

positionen nicht nachvollziehbar. 

III. Anmerkungen zur AGP-Kalkulation 

Die Beschlusskammer berücksichtigt für die AGP-Kalkulation nur den Genehmi-

gungszeitraum. Dabei nimmt sie an, dass die Wettbewerber zunächst nur wenige 

Kunden finden und damit die Auswirkungen auf den Geschäftsplan zunächst nur 

gering sind. 

Schon die Prämisse erscheint zweifelhaft, wenn ein Kabelnetzbetreiber die FTTH-

Infrastruktur nutzt, um größere Gebäude der Wohnungswirtschaft anzuschließen. 

Hier kann man unterstellen, dass Wettbewerber und Antragstellerin ähnlich stark bei 
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der anfänglichen Kundengewinnung sind. Dies würde für einen anfänglich höheren 

AGP sprechen. 

Bei dem Ansatz der Beschlusskammer sind erheblich steigende Auswirkungen auf 

den Geschäftsplan zu erwarten. Die Entgelte dürften im Zeitverlauf um einen erheb-

lichen Faktor wachsen – also auf lange Sicht ein Mehrfaches des jetzt genehmigten 

Entgeltes betragen. 

IV. Berechtigung eines Entgelts für Gewässerquerungen 

Entgegen den Ausführungen der Beschlusskammer ist ein gesondertes Entgelt für 

Gewässerquerungen gerechtfertigt. 

Die Kritik der Beschlusskammer, die Kostenunterlagen der Antragstellerin seien un-

vollständig, da sie keine Korrektur der Netztopologie durch die Beschlusskammer 

ermöglichen würden, entbehrt bezüglich der Gewässerquerungen jeglicher Grund-

lage. Will die Beschlusskammer hier einen effizienten Verlauf der Gewässer model-

lieren? 

Der Verweis auf die Mittelbildung der Entgelte im WIK-Modell geht fehl, da das WIK-

Modell keine Sonderbauweisen für Gewässerquerungen erfasst. Es zeigt sich ein-

mal mehr, dass das WIK-Modell zu einer unrealistischen Netztopologie und zu einer 

massiven Unterschätzung der Kosten führt, da die Bundesrepublik ohne Flüsse mo-

delliert wird. 

Der Verweis auf die AGP-Kalkulation ist neben der Sache, da die Beschlusskammer 

für die HK-Strecken, auf denen die Gewässerquerungen stattfinden, gar keinen AGP 

anerkannt hat. Würde sie die AGP anerkennen, wäre eine Doppelverrechnung durch 

eine einfache Korrektur zu vermeiden. 

Durch die Nichtanerkennung dieser Entgeltposition entstehen jedoch der Antragstel-

lerin deutliche Nachteile. Durch die Abgabe von besonders teuren Strecken zu ei-

nem Durchschnittspreis ergibt sich für die Nachfrager der Anreiz, gerade diese Stre-

cken anzumieten. Einen entsprechenden Trend konnte die Antragstellerin in den 

letzten Jahren bereits bei freiverhandelten Anmietungen feststellen. Durch die nun 

deutlich zu niedrigen Entgelte wird dieser Anreiz noch verstärkt werden. Für die be-

grenzten Ressourcen bei kompliziert zu bauenden Infrastrukturen für Gewässerque-

rungen besteht damit die Gefahr, dass diese nicht ausreichend effizient eingesetzt 

werden. 
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V. Entgelte für Masten 

Der Konsultationsentwurf sieht bei den Überlassungsentgelten abweichend vom An-

trag der Telekom Deutschland GmbH eine Differenzierung der Überlassungsent-

gelte nach Masten im HK und im VzK vor. Dies stellt eine neue Leistung dar, die von 

der Leistungsbeschreibung des zugrundliegenden Entgeltantrags abweicht. 

Zwar hatte das Bundesverwaltungsgericht die Einführung einer neuen Entgeltposi-

tion für den Fall als rechtmäßig angesehen, dass keine wesentlich andere Leistung 

als diejenige, die den Gegenstand des Entgeltantrags bildet, zugrunde gelegt wird. 

Ob diese Identität gewahrt wird, sei „anhand einer Gesamtbetrachtung zu beurteilen, 

die einerseits die tatsächlichen Arbeitsabläufe des antragstellenden Unternehmens 

und andererseits deren rechtliche Einbettung in die vertraglichen Außenbeziehun-

gen des Unternehmens zu seinen Kunden einbezieht“ (BVerwG, Urteil vom 

24.06.2009 – 6 C 19/08, Rn. 15). 

Grundsätzlich ist die Leistung der Überlassung eines Mastes auch bei zwei verschie-

denen Entgelten eine vergleichbare Leistung. Allerdings setzt eine solche Differen-

zierung voraus, dass diese Unterscheidung zwischen zwei verschiedenen Entgelt-

positionen überhaupt möglich ist. Dies ist im Fall der Masten jedoch nicht ohne Wei-

teres möglich. Ein Mast, der geeignet ist, ein Glasfaserkabel zu tragen, kann grund-

sätzlich sowohl HK-Kabel als auch VzK-Kabel tragen. Anders als bei der Leistung 

zur Überlassung von Leerrohren, die einen definierten Ein- und Ausstiegspunkt ha-

ben und für die so nach dem Vertrag die entsprechende Nutzung eindeutig definiert 

werden kann, ist ein bestehender Mast jedoch für beide Nutzungen, also sowohl im 

HK als auch im VzK, geeignet. 

Für eine Differenzierung von Entgelten wie derzeit im Konsultationsentwurf enthal-

ten müsste zunächst einmal definiert werden, welche Anmietung mit dem HK-Preis 

und welche Anmietung mit dem VzK-Preis erfolgen sollte. Bereits eine solche Defi-

nition und damit Leistungsbestimmung gibt es in der Leistungsbeschreibung, die 

dem Entgeltantrag zugrunde lag, nicht, denn Masten können zu verschiedenen Zeit-

punkten ihrer Nutzung unterschiedliche Kabel tragen. Selbst wenn man die zum 

Zeitpunkt der Anfrage durch die Telekom Deutschland GmbH selbst erfolgende Nut-

zung zugrunde legt, bliebe offen, welches Entgelt in dem Fall abzurechnen ist, in 

dem der Mast sowohl ein HK-Kabel als auch ein VzK-Kabel trägt. Und selbst wenn 

man in diesem Fall dem Ansatzpunkt der Beschlusskammer für die Auswirkungen 

auf den Geschäftsplan folgt und damit das höhere Entgelt für die Nutzung eines 

VzK-Mastes abrechnet, müssen zusätzliche manuelle Arbeitsschritte erfolgen, um 

für jeden einzelnen Mast die jeweils zum Zeitpunkt der Anfrage bestehende Nutzung 

festzulegen. 
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Hierfür ist, anders als im Fall, den das Bundesverwaltungsgericht bereits entschie-

den hatte, aber nicht einfach das Hinzufügen oder Wegfallen eines Arbeitsschrittes 

notwendig, sondern ein vollkommen neuer Arbeitsschritt. Für eine Bestimmung der 

aktuellen Nutzung müsste dies zusätzlich ausgewertet und für die Abrechnung des 

Mastes in der Projektierung eine entsprechende Notiz hinterlegt werden. Anders als 

bei Rohren könnte ein Kunde aber auch für die Anmietung nicht vorab wissen, ob 

es sich bei dem von ihm anzumietenden Mast um einen HK- oder VzK-Mast handelt. 

Wie bereits dargelegt sieht die Antragstellerin grundsätzlich weiterhin die Notwen-

digkeit, dass auch im HK die Auswirkungen auf den Geschäftsplan berücksichtigt 

werden. Sollte die Kammer jedoch weiterhin an einer unterschiedlichen Berechnung 

der Entgelte festhalten, könnte das Entgelt für die Masten auch auf Basis einer ge-

wichteten Festlegung aus HK- und VzK-Preisen festgelegt werden. Da die Masten 

heute fast ausschließlich im VzK genutzt werden (entsprechend der auf Masten ver-

legten Kabelkilometer ca. XX %), könnte die Beschlusskammer auch ganz auf eine 

solche Mischung verzichten und den bislang vorgeschlagenen VzK-Preis als ein-

heitlichen Preis festlegen. 

Eine solche Festlegung würde ineffizienten Mehraufwand bei der Antragstellerin ver-

meiden, andernfalls könnte sich dies auch auf die beantragten Einmalentgelte erhö-

hend auswirken. 

VI. Entgelte für Gebäude mit 33 WE/GE 

Sowohl unser Entgeltantrag als auch der Konsultationsentwurf sieht aufgrund eines 

redaktionellen Fehlers in unserem Entgeltgenehmigungsantrag kein Entgelt für Ge-

bäude mit exakt 33 Wohneinheiten vor, da Entgelte für Gebäude bis 32 WE und mit 

mehr als 33 WE beantragt wurden. Bei letzterer Entgeltposition hätte es aber „ab 

33 WE“ heißen müssen. Wir bitten, diesen offensichtlichen Fehler zu korrigieren und 

die folgenden Positionen in der Preisliste auszutauschen: 

„Rohre in der VzK-Trasse, Größenklasse S3) Pauschal: SNR2) erdverlegt, MFH – 

mehr als 33 WE/GE (je Rohr)“ 

Diese Position muss im finalen Beschluss korrigiert werden in:  

„Rohre in der VzK-Trasse, Größenklasse S3) Pauschal: SNR2) erdverlegt, MFH – 

mehr als ab 33 WE/GE (je Rohr)“ 

Würde diese Korrektur nicht vorgenommen, würden Gebäude mit genau 33 Wohn- 

oder Geschäftseinheiten nicht von der Genehmigung umfasst, da die vorherge-

hende Größenklasse lediglich Gebäude mit bis zu 32 Wohn- oder Geschäftseinhei-

ten umfasst. 
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Dieser Schriftsatz enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Antragstellerin. Er ist 

nur für die Prüfung durch die Beschlusskammer bestimmt und darf an Dritte nicht weiter-

gegeben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Noerr Partnerschaftsgesellschaft mbB 

Dr. Frank Hölscher 

Rechtsanwalt 


